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SAARLAND-WIRTSCHAFT
Die Deutsche Rentenversicherung 
feierte ihr 100-jähriges Bestehen im 
Saarland mit einem Festakt. Seite B 3

HEIMAT
In Saarbrücken laufen Dreharbeiten 
zu einem Kurzfilm über die saarländi-
sche Geschichte. Seite B 4

Zu viel Arbeit, 
zu wenig Nutzen?

Weitab vom Schuss, in Weitab vom Schuss, in Weinem ehemaligen SchulWeinem ehemaligen SchulW -
gebäude am Waldrand Wgebäude am Waldrand W

von St. Ingbert: Das Landesinstitut 
für Präventives Handeln (LPH) im 
Saarland läuft seit Jahren unter 
dem Radar. Kaum jemand weiß, 
was es mit der Behörde auf sich hat. 
Auch nicht der Landesrechnungs-
hof. Sein Urteil vor zwei Jahren fiel 
wenig schmeichelhaft aus. Posten-
geschacher, Steuergeldverschwen-
dung, Intransparenz. Das wirft kein 
gutes Licht auf das Institut. Aber es 
ist nicht das einzige mit Image-Pro-
blemen. Zur selben Zeit entbrannte 
eine Diskussion, weil der Landtag 
die damalige CDU-Abgeordnete 
Ruth Meyer zur Direktorin der 
Landesmedienanstalt wählte  – auf 
die sich zuvor die große Koalition 
aus CDU und SPD schon festgelegt 
hatte. Zu wenig Staatsferne lautete 
der Vorwurf.

Aber zurück zum LPH: Viel ge-
arbeitet wird dort allemal. Über 
hundert Veranstaltungen bieten die 
Experten der Polizei, der Pädagogik 
und Psychologie jedes Jahr an. Das 
Modell der Krisenteams an Schulen 
– worauf die Idee des LPH Ende 
der Nullerjahre gründete – findet 
bundesweit Beachtung. Ein Team 
aus dem LPH hat zum Beispiel in 
Berlin Schulen krisenfest gemacht. 
Prävention aber spielt nicht nur in 
den Bildungseinrichtungen eine 
große Rolle. In Zeiten, in denen die 
Demokratie zunehmend in einer 
Krise steckt, muss in der gesamten 
Gesellschaft angesetzt werden. Das 
LPH selbst und die Ebene darüber, 
zuerst das Ministerium, später der 
Landtag, hätten schon vor Jahren 
mehr nach außen kommunizieren 
müssen. So blieb es jahrelang bei 
viel Arbeit, aber wenig Nutzen.

Demokratie stärken, Präven-
tion, Information: Das hat sich die 
neue SPD-Alleinregierung auf die 
Fahne geschrieben. Das muss sie 
nun auch zeigen. Die Kräfte sind 
im LPH gebündelt. Die SPD sollte 
es nicht auflösen, sondern neu 
strukturieren. Dann entsteht aus 
viel Arbeit sogar mehr Nutzen.
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Institut für Präventives Handeln vor Aus?

VON TERESA PROMMERSBERGER

ST. INGBERT Wie geht es nach dem 
Machtwechsel im Saarland weiter 
mit dem Landesinstitut für Präven-
tives Handeln (LPH) in St. Ingbert? 
Denn das Institut ist umstritten. Vor 
allem die nun allein regierende SPD 
ist vom Sinn des 2009 gegründeten 
LPH nicht überzeugt – und sieht es 
in erster Linie als CDU-Projekt. Gut 
möglich, dass Ministerpräsidentin 
Anke Rehlinger die Reißleine zieht. 
Immerhin will sie einiges verän-
dern – im Zuschnitt der Ministerien, 
aber auch in der Organisation von 
Behörden.

Bis 2018 gehörte das LPH zum 
CDU-geführten Sozialministerium, 
wurde dann aus der Exekutive he-
rausgelöst und dem Landtag zu-
geschlagen. Den Sinn des Instituts 
stellte 2020 auch der Landesrech-
nungshof infrage. Das LPH würde 
„seine Aufgaben in weiten Teilen 
nicht erfüllen“, hieß es im Jahresbe-
richt der Prüfer, die sogar eine Auf-
lösung der Behörde zur Diskussion 
stellten. Es wurden unter anderem 
Betriebsausflüge auf Steuerzahler-
kosten wie Kanu- und Kletterlehr-
gänge in Südfrankreich kritisiert 
– und intransparente Stellenbeset-
zungen. So sollen Stellen ohne Aus-
schreibung besetzt worden und die 
Bestenauslese umgangen worden 
sein.

Überhaupt dürfte die Personalfra-
ge der SPD ein Dorn im Auge sein. 
Von Postenkungelei war wiederholt 
die Rede. Im LPH tummelten und 
tummeln sich einige CDU-Mitglie-
der und CDU-nahe Personen. In den 
Anfangsjahren war zum Beispiel Pä-
dagoge Leo Meiser stellvertretender 
Leiter des Instituts. Er ist der Bruder 
des früheren CDU-Landtagspräsi-
denten Klaus Meiser, der im Zuge 
des LSVS-Skandals 2018 zurückge-
treten war. Der derzeitige Justiziar 
Christian Gläser, verantwortlich für 
den Bereich Zentrale Dienste und 

Querschnittsaufgaben im LPH, saß 
von 2012 bis 2017 für die CDU im 
Landtag und arbeitete davor in di-
versen CDU-geführten Ministerien. 
Der Leiter des LPH, Eric Planta, sitzt 
als Beisitzer im CDU-Vorstand des 
Ortsverbandes Hasborn-Dautwei-
ler. All das dürfte den Eindruck der 
SPD des LPH als ein CDU-Projekt 
nähren.

Der Rechnungshof wiederum 
erwartete in seinem Jahresbericht 
eine „deutlich verbesserte Präven-
tionsarbeit“ und empfahl, das LPH 
wieder aus der Zuständigkeit des 
Landtags herauszulösen und der 
Staatskanzlei zuzuschlagen. Die 
Landtagsverwaltung wollte darauf-
hin mit der Regierung über eine 
„Rückgabe“ des LPH reden – was 
nicht erfolgte. Zuletzt hieß es, dass 
eine Entscheidung darüber zu Be-
ginn der neuen Legislaturperiode 
getroffen werden soll. Also in den 
kommenden Wochen.

Oder droht dem LPH gar das 
Aus? Die SPD machte bislang kei-
nen Hehl daraus, dass aus ihrer 
Sicht das Personal im Regelbetrieb 
der Polizei, in den Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen besser 
eingesetzt wäre und dort re-integ-

riert werden sollte. Die Vorzeichen, 
dass Rehlinger das Institut wie vom 
Rechnungshof empfohlen, an ihre 
Staatskanzlei andocken wird, stehen 
dementsprechend nicht gut.

Das LPH hat nach eigenen Angabe 
trotz allem eine Existenzberechti-
gung und verweist dabei auf Neu-
strukturierungen in der jüngsten 
Vergangenheit und eine intensive-

re Bewertung, wie nachhaltig seine 
Arbeit ist. „Wir sind sehr wichtig für 
die Prävention im Land. Gerade die 
interdisziplinäre Zusammenarbeit 
zwischen Polizeibeamten, Psycho-
logen und Pädagogen und Fach-
kräften aus weiteren Disziplinen 
ist deutschlandweit einmalig“, sagt 
Martin Ernst, Psychologe und Leiter 
des Arbeitsbereichs Evaluation und 
Dokumentation am LPH. Derzeit ar-
beiten seinen Angaben zufolge im 

Institut 27 Beschäftigte, darunter 
fünf Verwaltungsangestellte und 22 
Referentinnen und Referenten.

„Wir bieten sehr viel an, von An-
geboten im frühkindlichen Bereich 
über Angebote für Schulen bis 
hin zu Angeboten für Erwachsene 
wie Mediation, Seniorensicher-
heit – sozusagen Prävention für 
alle Bürgerinnen und Bürger.“ Das 
Problem bisher jedoch: „In den ver-
gangenen Jahren hat das LPH seine 
Maßnahmen und Angebote nicht 
konsequent nach außen getragen, 
wir waren als Institut zum Beispiel 
in den verschiedenen Online-Kanä-
len nicht präsent.“

Mittlerweile sei das Institut auf 
Facebook und Instagram vernetzt 
und habe einen eigenen Youtube-
Kanal aufgebaut. „Damit der Bürger 
sieht, was wir überhaupt machen“, 
sagt Ernst der SZ. Auch die Evalua-
tion sei neu aufgestellt worden, um 
die Arbeit transparenter zu machen. 
„Wir werden jetzt nach und nach je-
des Programm unter die Lupe neh-
men. Also schauen, ob die Angebote 
auch nachhaltig sind. Ob die Fach-
kräfte, die zu uns kommen, etwas 
mit in die Einrichtungen nehmen, 
und beispielsweise die Schüler oder 

Kinder in den Kitas davon profitie-
ren.“

Ein solcher Evaluationsbericht für 
das zweite Halbjahr 2021 ist nun fer-
tig. Insgesamt habe das LPH in die-
sem Zeitraum 45 Veranstaltungen 
in den drei Bereichen „Polizeiliche 
Prävention und Sicherheit“, „Päda-
gogische Prävention, psychosoziale 
und körperliche Entwicklung“ sowie 
„Gesundheitsförderung, Prävention 
von Substanzkonsum“ angeboten. 
636 Fachkräfte hätten daran teilge-
nommen. An der anschließenden 
Befragung hätten sich 426 von ih-
nen beteiligt.

Das Fazit: Die Teilnehmer seien 
durchweg sehr zufrieden gewesen. 
„Außerdem bestätigen die Befrag-
ten einen Wissenszuwachs, und 
der Nutzen bei der Umsetzung im 
beruflichen Alltag wird als sehr 
hoch eingeschätzt. Erfreulicher-
weise fielen auch die Bewertungen 
für die Referentinnen und Referen-
ten sehr positiv aus“, heißt es in 
der Evaluation. Die gewonnenen 
Erkenntnisse sprächen dafür, dass 
die „Präventionsangebote des LPH 
Bedarfe abdecken, die sich bei der 
Zielgruppe einer starken Nachfrage 
erfreuen“.

Angebliche Ausflüge auf 
Steuerzahlerkosten und 
Postenkungelei: Das 
Landesinstitut ist umstrit-Landesinstitut ist umstrit-Landesinstitut ist umstrit
ten. Die nun allein regie-
rende SPD im Saarland 
zweifelt schon länger am 
Sinn der Behörde. Auch 
der Landesrechnungshof 
fällte ein hartes Urteil.

Das Landesinstitut für Präventives Handeln hat 2009 seine Arbeit aufgenommen. Aktuell arbeiten dort 27 Beschäftigte. FOTO: CORNELIA JUNG

Vor allem die nun 
allein regierende SPD 
ist vom Sinn des LPH 
nicht überzeugt – und 
sieht es in erster Linie 
als CDU-Projekt.

Erstes Krankenhaus im Saarland testet Pflegeroboter
VON THOMAS SCHÄFER

PÜTTLINGEN Marianne Thome hat 
vor „Hollie“ keine Angst. Im Gegen-
teil, die 88-Jährige hat sich gefreut, 
Bekanntschaft mit dem Roboter zu 
machen. „Dem fehlen nur noch eine 
Perücke und Hände“, scherzt die 
Dame aus Großrosseln. „Hollie“ hat 
Marianne Thome zuerst über einen 
Bildschirm Übungen gezeigt, später 
wurde sie von der Maschine über 
den Krankenhausflur in Püttlingen 
begleitet. Dort, am Knappschafts-
klinikum, liefen diese Woche meh-
rere Tage spannende Tests zu einer 
spannenden Frage: Ist es angesichts 
eines massiven Fachkräftemangels 
in der Pflege möglich und sinnvoll, 
auf Roboter zu setzen? Die Zahlen 
sind alarmierend: Bundesweit feh-
len nach neuesten Analysen min-
destens 35 000 Pflegekräfte. Oder: 
Auf 100 offene Stellen in der Alten-
pflege melden sich nur 27 Bewerber.

„Hollie“, 1,60 Meter groß und 
über 200 Kilo schwer, ist da eine 

Hoffnung. Der Roboter verfügt über 
zwei Laserscanner zur Erfassung 
der Umgebung, er kann per Spra-
che gesteuert werden und wird mit 
einem Playstation-Controller be-
wegt. Zu den möglichen Aufgaben 
der Maschine, die jetzt in Püttlin-
gen im echten Klinikalltag erprobt 
wurde, zählen unter anderem die 
Begleitung von gehfähigen Patien-
ten zu Untersuchungen oder zur 
Thromboseprophylaxe, die Anlei-
tung von Bewegungsübungen und 
die Assistenz bei der zeitintensiven 
Wunddokumentation.

Es sind Aufgaben, die zuvor ge-
meinsam mit Pflegekräften aus 
Püttlingen und Karlsruhe als An-
wendungsfelder erkannt worden 
waren – von Spezialisten des Deut-
schen Instituts für angewandte 
Pflegeforschung (DIP) und renom-
mierten Partnern wie dem Karlsru-
her Institut für Technologie, dem 
Forschungszentrum Informatik in 
Karlsruhe oder dem Saarbrücker 
August-Wilhelm-Scheer-Institut für

digitale Produkte und Prozesse. Um 
„Hollie“ kümmern sich insgesamt 
fast 20 Forscher. „Wir wollen er-
fahren, welche Tätigkeiten Pflege-
kräfte überhaupt abgeben können 
und wann ein Roboter echte Ent-
lastung bringen kann“, sagt Anne 
Gebert vom DIP. Als Transporthil-
fen und im OP-Saal sind Roboter 
in Krankenhäusern schon länger 
im Einsatz.

Dr. Jan Reisdorf, Chef der Geriat-
rie in Püttlingen, betont: „Eines ist 
ganz, ganz wichtig: Wir wollen kei-
ne Pflegekräfte ersetzen, sondern 
wollen der Pflege eine helfende 
Hand an die Seite stellen, um sie 
bei ihren vielfältigen Aufgaben zu 
entlasten.“ Das sei die eigentliche 
Idee hinter „Hollie“, der bereits als 
Serviceroboter reichlich Erfahrung 
gesammelt, schon Cocktails gemixt 
oder Kekse verziert hat. Jetzt, in 
dem vom Bundesforschungsminis-
terium mit fast 2,6 Millionen Euro 
geförderten Projekt, werden von 
„Hollie“ deutlich komplexere Aktio-

nen verlangt. Multi-Funktionalität 
ist das Ziel, denn viele Speziallö-
sungen gibt es schon, der perfek-
te Krankenhaus-Roboter aber soll 
mehrere Aufgaben übernehmen 
können. Zum Beispiel auch einen 
Rollstuhl schieben oder Medika-
mente einräumen.

Bis ein Roboter tatsächlich in der 
Pflege unterstützt, dürfte es aber 
noch mindestens zehn Jahre dau-
ern, schätzt Dr. Reisdorf. Mit den 
Tests in den vergangenen Tagen 
war er zufrieden: „Die Akzeptanz 
war gut, die Rückmeldungen der 
Patienten durchweg positiv. Ge-
rade die alten und hochbetagten 
Patienten haben erstaunlich we-
nig Berührungsängste.“ Befristet 
ist das Forschungsprojekt bis An-
fang 2023. Im November wollen die 
Wissenschaftler wieder mit „Hollie“ 
ins Saarland kommen.

„Hollie“ ist im Knappschaftsklinikum Saar in Püttlingen im Einsatz. Es ist ein in dieser Form einmaliges Projekt, gefördert mit fast 2,6 Millionen Euro.

Pflegeroboter „Hollie“ mit Dr. Jan Reisdorf, Chef der Geriatrie im Knappschafts-
klinikum Saar in Püttlingen. FOTO: THOMAS SCHÄFER


